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Die CDU/CSU schlägt in ihrem Wahlprogramm unter dem Stich-
wort Familiensplitting vor, das Kindergeld um 35 Euro pro Monat 
zu erhöhen und den Kinderfreibetrag auf die Höhe des Grund-
freibetrags für Erwachsene anzuheben. Dies würde nach Berech-
nung des DIW Berlin Familien mit Kindern durchschnittlich um 
rund 700 Euro pro Jahr entlasten. Die Entlastung steigt mit dem 
Einkommen. Im untersten Zehntel (Dezil) der Einkommensvertei-
lung beträgt die durchschnittliche Entlastung der Familien knapp 
300 Euro pro Jahr, während sie im obersten Zehntel rund 840 Euro 
ausmacht. Familien mit geringen Einkommen werden also unter-
durchschnittlich entlastet. Insgesamt kostet die Reform mehr als 
sieben Milliarden Euro pro Jahr. 

Im Zusammenhang mit der Familienbesteuerung wird häufig das 
französische Familiensplitting als Vorbild genannt. In dieser Studie 
werden der deutsche Familienleistungsausgleich sowie der Reform-
vorschlag der Union als Varianten eines Familienrealsplittings in 
Art und Wirkung mit dem tariflichen Familiensplitting in Frankreich 
verglichen. Es zeigt sich, dass schon das bestehende deutsche 
Modell in weiten Teilen großzügiger ist als das französische. Die 
finanziellen Vorteile für deutsche Familien würden sich bei Umset-
zung der Unionspläne vergrößern.

Generell haben alle Splittingmodelle den gravierenden Nachteil, 
dass sie dem familienpolitischen Ziel der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie entgegenwirken. Angesichts der hohen fiskalischen 
Kosten des Unionsvorschlags sollte deswegen in Erwägung ge-
zogen werden, die Mittel eher in Maßnahmen zu investieren, die 
einen solchen Zielkonflikt nicht aufweisen, wie zum Beispiel den 
Ausbau qualitativ hochwertiger Kinderbetreuung.

Ihrem Wahlprogramm zufolge wollen die Unionspartei-
en das bestehende Ehegattensplitting „erhalten und um 
ein Familiensplitting ergänzen“. Um das zu erreichen, 
soll die „steuerliche Berücksichtigung von Kindern von 
jetzt 7 008 Euro schrittweise auf die Höhe des Freibe-
trags für Erwachsene“ (in Höhe von dann 8 354 Euro 
pro Jahr) angehoben werden.1 Zudem soll das Kinder-
geld um 35 Euro pro Monat und Kind erhöht werden.2 

Das DIW Berlin analysiert mit der vorliegenden Stu-
die, wie sich die Unionsvorschläge auf die verschiede-
nen Einkommensgruppen auswirken, wie viel sie den 
Staat kosten und wie sinnvoll sie im Hinblick auf das fa-
milienpolitische Ziel Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sind. Dazu werden im Folgenden zunächst einige, für 
die Debatte zentrale Elemente der Systeme zur Familien
besteuerung voneinander abgegrenzt und erläutert. Da 
das französische Modell der Familienbesteuerung in 
der politischen Debatte immer wieder als Vorbild ge-
nannt wird, analysieren wir die Entlastungswirkungen 
des deutschen Familienleistungsausgleichs sowie des 
Reformvorschlags der Union und vergleichen sie mit 
denen des französischen Systems. Anschließend wer-
den die Aufkommens- und Verteilungswirkungen des 
Unionsvorschlags untersucht.

Das aktuelle deutsche System: 
Ehegattensplitting, Kindergeld 
und Kinderfreibetrag 

Derzeit können sich Ehepaare und gleichgeschlechtli-
che Lebenspartner gemeinsam zur Einkommensteuer 

1	 Vgl. CDU und CSU: Gemeinsam erfolgreich für Deutschland. Regierungs-
programm 2013-2017, 8, www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/
cdu_regierungsprogramm_2013-2017.pdf, abgerufen am 15. August 2013.

2	 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 31. Mai 2013, www.faz.net/
aktuell/finanzen/fruehaufsteher/bundesregierung-wahlversprechen-kosten-
fast-30-milliarden-euro-12200225.html, abgerufen am 15. August 2013. 
Darüber hinaus soll auch der Kinderzuschlag angehoben werden. Das wird in 
dieser Untersuchung nicht berücksichtigt. Die Berücksichtigung einer Erhöhung 
des Kinderzuschlags in ähnlicher Größenordnung wie beim Kindergeld würde 
die Ergebnisse nicht wesentlich ändern. Die Union hat dazu aber noch keine 
konkreten Pläne vorgelegt.

Familiensplitting der CDU/CSU: 
Hohe Kosten bei geringer Entlastung 
für einkommensschwache Familien
Von Richard Ochmann und Katharina Wrohlich
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veranlagen lassen und vom sogenannten Splittingtarif 
Gebrauch machen.3 Dabei wird das Einkommen beider 
Partner addiert und fiktiv hälftig aufgeteilt. Anders ge-
sagt erhält jeder Ehepartner einen Splittingfaktor von 1. 
Durch die Progression des Einkommensteuertarifs er-
gibt sich ein sogenannter Splittingvorteil, das heißt eine 
steuerliche Entlastung gegenüber Paaren, die individu-
ell veranlagt werden. Die Höhe dieses Splittingvorteils 
hängt von der Höhe des zu versteuernden Einkommens 
und von der Verteilung des Einkommens zwischen den 
Partnern ab. Er ist tendenziell größer, je größer die Ein-
kommensunterschiede zwischen den Partnern sind. Für 
ein Alleinverdiener-Paar mit einem zu versteuernden 
Einkommen in Höhe von 50 000 Euro beträgt der Split-
tingvorteil derzeit rund 4 500 Euro, bei 100 000 Euro so-
gar knapp 8 200 Euro.4

3	 Vgl. zur Anwendung des Splittingtarifs auf gleichgeschlechtliche 
Lebenspartner den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes in Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 
7. Mai 2013. Deutscher Bundestag, Drucksache 17/13870 vom 11. Juni 2013.

4	 Detaillierte Ausführungen zur Wirkungsweise des Ehegattensplittings 
finden sich in Bach, S., Geyer, J., Haan, P., Wrohlich, K. (2011): Reform des 
Ehegattensplitting: Nur eine reine Individualbesteuerung erhöht die 
Erwerbsanreize deutlich. DIW Wochenbericht Nr. 41/2011.

Geschiedene oder dauernd getrennt lebende Ehepart-
ner hingegen können nicht vom sogenannten tarif
lichen Splitting Gebrauch machen. Allerdings werden 
Unterhaltszahlungen, die an Ex-Partner gezahlt werden, 
steuerlich in Form des sogenannten Realsplittings be-
rücksichtigt. Dabei ist es möglich, dass ein Ex-Partner, 
der an den anderen Partner Unterhaltszahlungen leistet, 
diese bis zu einer Höhe von 13 806 Euro als Sonderaus-
gaben steuermindernd geltend macht. Der andere Part-
ner muss die Unterhaltszahlungen in diesem Fall als 
sonstige Einkünfte versteuern. Dieses Verfahren nennt 
sich Realsplitting, da hier das Einkommen nicht fiktiv 
aufgeteilt wird wie beim tarif lichen Ehegattensplitting, 
sondern ein Teil des Einkommens real von einem Part-
ner an den anderen übertragen wird.5 

Darüber hinaus werden Familien mit Kindern im Rah-
men des Familienleistungsausgleichs entlastet. Dabei 
werden Aufwendungen für Unterhalt, Betreuung und 
Erziehung grundsätzlich durch das Kindergeld sowie 
den Kinderfreibetrag bei der Einkommensteuer berück-
sichtigt. Der Kinderfreibetrag beträgt derzeit 7 008 Euro 
pro Jahr für das Elternpaar zusammen und ist damit 
niedriger als der Grundfreibetrag für Erwachsene in 
Höhe von 8 354 Euro (ab dem 1. Januar 2014). Die maxi-
male steuerliche Entlastung, die sich für ein Kind durch 
den Kinderfreibetrag ergibt, liegt derzeit bei 2 943 Euro 
und wird von Familien erreicht, bei denen das zu ver-
steuernde Einkommen über 118 000 Euro pro Jahr liegt 
(Abbildung 1).6 Neben dem Kinderfreibetrag gibt es das 
Kindergeld, das derzeit 184 Euro pro Monat für jeweils 
das erste und zweite Kind beträgt (190 Euro für das drit-
te beziehungsweise 215 Euro für jedes weitere Kind). 

Kindergeld und Kinderfreibetrag werden aber nicht 
gleichzeitig gewährt, stattdessen führt das Finanzamt 
eine sogenannte Günstigerprüfung durch. Übersteigt 
die steuerliche Entlastung aufgrund des Kinderfreibe-
trags das Kindergeld, wird der Kinderfreibetrag gewährt, 
und das Kindergeld wird der Einkommensteuerschuld 
zugeschlagen. Andernfalls ist das Kindergeld für die Fa-
milie günstiger und der Kinderfreibetrag entfällt (Op-
tionsmodell). Beim Einkommensteuertarif 2014 liegt 
die Grenze, ab der die Entlastung durch den Kinder-
freibetrag höher ist als das Kindergeld, für ein Ehepaar 
mit einem Kind bei einem zu versteuernden Einkom-
men von 66 000 Euro. Der Unionsvorschlag sieht vor, 
Kindergeld und Kinderfreibetrag so zu erhöhen, dass 
diese Grenze unverändert bleibt. 

5	 Zu den Begriffsdefinitionen tarifliches Splitting und Realsplitting vgl. auch 
Bergs, C., Fuest, C., Peichl, A., Schäfer, T. (2006): Das Familienrealsplitting als 
Reformoption in der Familienbesteuerung. Wirtschaftsdienst 86 (10), 639–644.

6	 Die Reichensteuer in Form eines Spitzensteuersatzes von 45 Prozent ab 
einem zu versteuernden Einkommen des Ehepaars in Höhe von 501 460 Euro 
ist nicht abgebildet. Für Familien mit Einkommen oberhalb dieser Grenze steigt 
der Vorteil des Kinderfreibetrags für ein Kind auf bis zu 3 154 Euro.

Abbildung 1

Steuerentlastung bei einem Kind 
In Euro pro Jahr 
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1 Kinderfreibetrag 8 354 Euro, Kindergeld 219 Euro. 
2 Geltendes Recht im Jahr 2014, einschließlich des Abbaus der kalten Progression und Erhöhung des Grund-
freibetrags auf 8 354 Euro, Kinderfreibetrag 7 008 Euro, Kindergeld 184 Euro.
3 Familiensplitting nach französischem Modell: Splittingdivisor 0,5 für 1. Kind sowie Deckelung bei 
2 000 Euro.
4 Zu versteuerndes Einkommen vor Abzug von Kinderfreibeträgen (steuerliches Einkommen).

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Die Entlastungswirkung von Kindergeld und Kinderfreibetrag für ein Kind ist für alle Einkom-
men größer als beim französischen Familiensplitting. 
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wenn es eigene steuerpflichtige Einkommen hat.11 Der 
Unionsvorschlag, den Kinderfreibetrag von derzeit 
7 008 Euro auf die Höhe des Grundfreibetrags für Er-
wachsene (8 354 Euro) anzuheben, kann deswegen auch 
als Erweiterung des Familienrealsplittings bezeichnet 
werden. Insgesamt lässt sich der deutsche Familien-
leistungsausgleich als ein gemischtes System charak-
terisieren: Für Ehepartner gilt das tarif liche Splitting 
(Ehegattensplitting), für Kinder eine Art Realsplitting.12

Bereits derzeitiges System großzügiger 
als französisches Familiensplitting

Vergleicht man die Entlastungswirkungen des derzeiti-
gen deutschen Systems mit den Entlastungswirkungen, 

11	 Seit Januar 2012 gibt es bei der Kindergeldberechtigung keine Grenze 
mehr bezüglich des eigenen Einkommens der Kinder. Damit erhalten Eltern 
grundsätzlich das Kindergeld beziehungsweise den Kinderfreibetrag auch für 
den Fall, dass die Kinder eigene steuerpflichtige Einkommen haben, die den 
Grundfreibetrag übersteigen.

12	 Auch Frankreich hat streng genommen ein gemischtes System, da der 
Splittingvorteil für Erwachsene unbegrenzt zur Anwendung kommt, hingegen 
der Splittingvorteil für Kinder bereits bei 2 000 (für das 1. und 2. Kind) 
beziehungsweise 4 000 Euro (für alle weiteren Kinder) gedeckelt ist.

Dieses Optionsmodell, das 1996 eingeführt wurde, ge-
währleistet die steuerliche Freistellung des Existenzmi-
nimums auch für Familien mit höheren Einkommen. 
Die Entlastungswirkung durch den Kinderfreibetrag für 
ein Kind fällt für Einkommen über 66 000 Euro teilwei-
se erheblich höher aus (um bis zu 700 Euro beim ers-
ten Kind pro Jahr) als das Kindergeld. Das Modell impli-
ziert weiter, dass das Kindergeld einen fiktiven Steuer-
entlastungsbetrag enthält.7

Das französische Modell und der Unions­
vorschlag: Tarifliches Familiensplitting 
und Familienrealsplitting

Im Unterschied zu Deutschland, wo die steuerliche 
Berücksichtigung von Kindern durch das Kindergeld 
und den Kinderfreibetrag geregelt ist, werden Kinder 
in Frankreich direkt im Rahmen eines tarif lichen Fa-
miliensplittings (Quotient familial) berücksichtigt.8 Wie 
in Deutschland kann ein Ehepaar in Frankreich das 
steuerpf lichtige Einkommen fiktiv hälftig aufteilen.9 
Allerdings kommt für jedes Kind ein Splittingfaktor 
dazu: für das erste und zweite Kind jeweils ein Fak-
tor von 0,5 und für das dritte und jedes weitere Kind 
ein Faktor von 1. Ein Paar mit zwei Kindern kann dem-
nach das Einkommen insgesamt durch 3, ein Paar mit 
drei Kindern sogar durch 4 teilen. Der Steuervorteil 
durch die Splittingfaktoren für Kinder ist allerdings 
bei 2 000 Euro pro Jahr für jeweils das erste und zwei-
te Kind und bei 4 000 Euro für das dritte und jedes wei-
tere Kind gedeckelt.10 

Das derzeitige deutsche System der Kinderfreibeträge 
lässt sich als eine Art Realsplitting betrachten. Ein Teil 
des Einkommens (gerade der Kinderfreibetrag) wird fik-
tiv auf ein anderes Familienmitglied (ein Kind) über-
tragen. Dieses muss den Betrag nicht versteuern, auch 

7	 Soweit das Kindergeld – bei Familien mit niedrigeren Einkommen – diesen 
Betrag übersteigt, spricht man vom Transferanteil beziehungsweise der 
Förderkomponente des Kindergeldes. Vgl. dazu unter anderem Althammer, J. 
(2000): Ökonomische Theorie der Familienpolitik. Heidelberg.

8	 Darüber hinaus gibt es auch in Frankreich ein Kindergeld. Dieses entfällt 
allerdings für Familien mit nur einem Kind komplett und beträgt für Familien 
mit zwei Kindern lediglich 128,57 Euro. Für Familien mit drei Kindern beträgt 
das Kindergeld insgesamt 293,30 Euro. Würde das französische Kindergeld 
berücksichtigt, wäre die Entlastung etwas höher. An den grundsätzlichen 
Entlastungswirkungen im Vergleich zum Familienleistungsausgleich würde sich 
nichts ändern. Das gilt auch für den Fall, dass das Kindergeld ausgeblendet 
und nur der Kinderfreibetrag betrachtet wird.

9	 Seit 1999 besteht diese Möglichkeit in Frankreich nicht nur für Ehepaare, 
sondern auch für Paare, die in einer zivilrechtlichen Partnerschaft leben (PACS: 
Pacte civil de solidarité). Dies umfasst auch gleichgeschlechtliche Lebens
partnerschaften.

10	 Eine detaillierte Beschreibung des französischen Systems findet sich in 
Dell, F., Wrohlich, K. (2006): Family Tax Splitting. CESifo DICE Report – Journal 
of Institutional Comparisons 4 (4), 50–54.

Abbildung 2

Steuerentlastung bei zwei Kindern 
In Euro pro Jahr 
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1. Kinderfreibetrag 8 354 Euro, Kindergeld 219 Euro für 1. und 2. Kind.
2  Geltendes Recht im Jahr 2014, einschließlich des Abbaus der kalten Progression und Erhöhung des Grund-
freibetrags auf 8 354 Euro, Kinderfreibetrag 7 008 Euro, Kindergeld 184 Euro für 1. und 2. Kind.
3  Familiensplitting nach französischem Modell: Splittingdivisoren 0,5 für 1. und 2. Kind sowie Deckelung bei 
2 000 Euro für jedes Kind.
4  Zu versteuerndes Einkommen vor Abzug von Kinderfreibeträgen (steuerliches Einkommen).

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Auch Familien mit zwei Kindern stellen sich mit Kindergeld beziehungsweise Kinderfreibe-
trag besser als beim französischen Familiensplitting.
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Die gleiche Aussage lässt sich für Familien mit zwei 
Kindern treffen (Abbildung 2). Auch in diesem Fall ist 
die Entlastung durch zwei Kinderfreibeträge größer 
als durch die Splittingfaktoren. Bei Familien mit drei 
Kindern gibt es einen Bereich zwischen steuerpflich-
tigen Einkommen von 75 000 bis etwa 100 000 Euro 
pro Jahr, in dem sich die Aussage allerdings umkehrt. 
Da in Frankreich für das dritte Kind ein Splittingfak-
tor von 1 gewährt wird, der damit doppelt so hoch ist 
wie der Splittingfaktor für das erste und zweite Kind, 
und in Deutschland der Kinderfreibetrag für alle Kin-
der gleich hoch ist, gibt es einen Bereich, in dem die 
Steuerentlastung im französischem System höher ist 
als im deutschen – zumindest nach geltendem Recht 
(Abbildung 3). Würde der CDU/CSU-Vorschlag umge-
setzt werden, wäre die steuerliche Entlastung auch für 
Familien mit drei Kindern im gesamten Bereich der 
Einkommensverteilung großzügiger als im französi-
schen System.14 

Auch implizite Splittingfaktoren 
im deutschen System höher

Eine weitere Möglichkeit, das deutsche System mit dem 
französischen Familientarifsplitting zu vergleichen, ist 
die Berechnung von impliziten Splittingfaktoren, die 
sich im deutschen System für Kinder ergeben. Damit 
vergleicht man die steuerliche Entlastung, die durch das 
Kindergeld beziehungsweise die Anwendung des Kin-
derfreibetrags entsteht, mit der Entlastung, die sich al-
ternativ bei einem Familiensplitting ergeben würde. Da-
bei wird der Splittingfaktor gesucht, bei dem die Ent-
lastung in beiden Varianten gerade gleich groß ist. Das 
ist der implizite Splittingfaktor des Systems mit Kinder-
geld und Kinderfreibetrag.

Da im deutschen System das Kindergeld sowie der Kin-
derfreibetrag für alle Einkommen gleich hoch ist, vari-
iert der implizite Splittingfaktor über das zu versteuern-
de Einkommen (Abbildung 4). Er ist maximal für die 
niedrigsten Einkommen, da dort das Kindergeld relativ 
zum Einkommen die größte Entlastung ausmacht. Er 
beträgt 1,0 an der Stelle, wo die steuerliche Entlastung, 
die sich ergäbe, wenn für das erste Kind ein Splitting-
faktor von 1,0 angesetzt werden kann, gerade so hoch 
ist wie das Kindergeld (das ist bei einem zu versteuern-
den Einkommen des Ehepaars von etwa 35 000 Euro der 
Fall). Die Entlastung durch das Kindergeld fällt bei ge-
ringen Einkommen jedoch deutlich höher aus als die 
Entlastung durch einen vollen Splittingfaktor, denn die 

14	 Während in Deutschland die Ausweitung der steuerlichen Berücksichti-
gung von Kindern diskutiert wird, plant Frankreich im Zuge seiner Sparmaßnah-
men eine Reform, die die steuerliche Berücksichtigung einschränkt. Konkret ist 
geplant, den Deckel des Splittingvorteils für Kinder von 2 000 auf 1 500 Euro 
(beziehungsweise von 4 000 auf 3 000 Euro ab dem dritten Kind) zu senken.

die sich nach dem französischen Familientarifsplitting 
ergeben würden, zeigt sich, dass die Entlastung für Fa-
milien im deutschen System erheblich höher ausfällt.13 
Für Familien mit einem Kind liegt die steuerliche Ent-
lastung in Deutschland unabhängig vom Einkommen 
der Eltern nach dem geltenden Recht deutlich höher als 
sie wäre, wenn das französische Familiensplitting auf 
den deutschen Einkommensteuertarif übertragen wür-
de (Abbildung 1). Dieses Resultat ergibt sich auch, wenn 
das Kindergeld unberücksichtigt bleibt. Das liegt zum 
einen daran, dass die steuerliche Entlastungswirkung 
des derzeitigen Kinderfreibetrags deutlich über der Ent-
lastungswirkung eines Splittingfaktors für ein Kind in 
Höhe von 0,5 liegt, und zum anderen daran, dass der 
Splittingvorteil im französischen System gedeckelt ist. 

13	 Um die tatsächlichen steuerlichen Entlastungen für Familien mit Kindern 
im deutschen und französischen System vergleichen zu können, müsste 
eigentlich auch der französische Steuertarif betrachtet werden. Davon wird in 
diesem Beitrag abgesehen. Ein solcher Vergleich findet sich in Baclet, A., Dell, F., 
Wrohlich, K. (2005): Income Taxation and Household Size: Would French Family 
Splitting Make German Families Better Off? IZA Discussion Paper Nr. 1849. 

Abbildung 3

Steuerentlastung bei drei Kindern
In Euro pro Jahr
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1  Kinderfreibetrag 8 354 Euro, Kindergeld 219 Euro für 1. und 2. Kind und 225 Euro für 3. Kind.
2. Geltendes Recht im Jahr 2014, einschließlich des Abbaus der kalten Progression und Erhöhung des 
Grundfreibetrags auf 8 354 Euro, Kinderfreibetrag 7 008 Euro, Kindergeld 184 Euro für 1. und 2. Kind und 
190 Euro für 3. Kind.
3  Familiensplitting nach französischem Modell: Splittingdivisoren 0,5 für 1. und 2. Kind sowie 1,0 für 
3. Kind. Deckelung bei 2 000 Euro für 1. und 2. Kind sowie 4 000 Euro für 3. Kind.
4  Zu versteuerndes Einkommen vor Abzug von Kinderfreibeträgen (steuerliches Einkommen).

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Familien mit drei Kindern und Einkommen zwischen 75 000 und 100 000 Euro stellen sich 
beim französischen Familiensplitting besser.
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hoben werden sollen, kommt es zu einer annähern-
den Parallelverschiebung der impliziten Splitting-
faktoren entlang der gesamten Einkommensvertei-
lung um 0,8 bis 1,5 Prozentpunkte nach oben. Für 
ein Ehepaar mit einem zu versteuernden Einkom-
men von 46 000 Euro beträgt er bei einem Kind 1,0. 
Der minimale Wert beträgt in diesem Fall 0,4 und 
wird ab einem zu versteuernden Einkommen von 
über 128 000 Euro pro Jahr erreicht (beziehungswei-
se 0,23 bei Reichensteuer).

Zwischenfazit

Die deutschen Kinderfreibeträge können als eine Art Fa-
milienrealsplitting bezeichnet werden, wobei das Kin-
dergeld die stark regressiven Wirkungen eines Realsplit-
tings mildert. Vergleicht man das deutsche System mit 
dem klassischen Familiensplitting, wie es in Frankreich 
praktiziert wird, so zeigt sich, dass die steuerliche Ent-
lastung für Kinder in Deutschland im Rahmen des Fa-
milienleistungsausgleichs deutlich höher ausfällt als 
im französischen System. Kindergeld und Kinderfrei-
betrag implizieren einen Splittingfaktor, der für das ers-

geringen Einkommen müssen nur eine geringe Steuer-
last tragen. Daher nimmt der implizite Splittingfaktor 
für Familien mit geringen Einkommen Werte über 1,0 
an. Das bedeutet, das Kindergeld stellt implizit eine grö-
ßere Entlastung dar als ein Splittingfaktor von 1,0, der 
für das Kind einen eigenen vollen Grundfreibetrag an-
setzen würde.

Gäbe es das Kindergeld nicht und würde bei jeder Ein-
kommenshöhe der Kinderfreibetrag zur Anwendung 
kommen, wäre der implizite Splittingfaktor bei geringen 
Einkommen folglich deutlich niedriger. Er wäre beim 
CDU/CSU-Vorschlag genau 1,0 bei einem Einkommen 
in Höhe des dreifachen Grundfreibetrags (einer für je-
den Elternteil und ein weiterer voller Grundfreibetrag 
für das erste Kind), also bei etwa 25 000 Euro. Im gel-
tenden Recht hingegen würde er immer unter 1,0 lie-
gen, da dort der Kinderfreibetrag geringer ist als der 
Grundfreibetrag. 

Implizite Splittingfaktoren nehmen 
mit dem Einkommen ab

Mit steigendem Einkommen sinkt der implizite Split-
tingfaktor zunächst sehr schnell. Nach geltendem Recht 
(Einkommensteuertarif 2014) beträgt der implizite 
Splittingfaktor für ein Kind eines Ehepaares mit einem 
zu versteuernden Einkommen in Höhe von 54 700 Euro 
(das entspricht dem mittleren zu versteuernden Ein-
kommen von Paaren mit Kindern) etwa 0,73 und liegt 
damit deutlich über dem französischen Faktor von 0,5. 
Der Splittingfaktor für ein Kind im deutschen System 
sinkt dann für die gehobenen Einkommen – für die der 
Kinderfreibetrag günstiger ist als das Kindergeld – nicht 
mehr so stark und erreicht für Familien mit einem zu 
versteuernden Einkommen von über 120 000 Euro pro 
Jahr mit 0,34 seinen niedrigsten Wert.15 Durch die De-
ckelung des Splittingvorteils für Kinder in Frankreich 
sinken auch in diesem System die impliziten Splitting-
faktoren. Bis zu einem zu versteuernden Einkommen in 
Höhe von 70 000 Euro hat der Deckel keine Wirkung, 
sodass der implizite Splittingfaktor dem tarif lichen von 
0,5 entspricht. Für höhere Einkommen sinkt der impli-
zite Splittingfaktor jedoch, da die Deckelung des Split-
tingvorteils die Entlastung zunehmend begrenzt. Für 
die höchsten Einkommen beträgt der implizite Split-
tingfaktor im französischen Modell des Familiensplit-
tings angewandt auf den deutschen Steuertarif nur noch 
0,23 (Reichensteuer 0,12). 

Der CDU/CSU-Vorschlag würde die impliziten Split-
tingfaktoren im deutschen System etwas erhöhen. Da 
sowohl Kindergeld als auch Kinderfreibetrag ange-

15	 Im Bereich der Reichensteuer sinkt er noch weiter auf bis zu 0,20 (hier 
nicht dargestellt).

Abbildung 4

Impliziter Splittingfaktor für das 1. Kind 
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1  Geltendes Recht im Jahr 2014, einschließlich des Abbaus der kalten Progression und Erhöhung des Grund-
freibetrags auf 8 354 Euro, Kinderfreibetrag 7 008 Euro, Kindergeld 184 Euro.
2  Kinderfreibetrag 8 354 Euro, Kindergeld 219 Euro.
3  Familiensplitting nach französischem Modell: Splittingdivisor 0,5 für 1. Kind sowie Deckelung bei 
2 000 Euro.
4  Zu versteuerndes Einkommen vor Abzug von Kinderfreibeträgen (steuerliches Einkommen).

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Der implizite Splittingfaktor von Kindergeld und Kinderfreibetrag fällt mit dem Einkommen, 
ist aber immer größer als der Faktor des französischen Familiensplittings.
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(SOEP) abgeschätzt.16 Dabei wird für jeden Haushalt die 
Einkommensteuerlast, einmal im Basisszenario (gelten-
des Recht 2014) und einmal im Reformszenario (CDU/
CSU-Vorschlag), berechnet. Die Differenz in der Steuer-
last wird als Entlastungswirkung des Reformvorschlags 
interpretiert und für jeden einzelnen Haushalt ermit-
telt. Dabei bleiben Anpassungsreaktionen der Haushal-
te infolge der Reformen unberücksichtigt.17 Auch wer-
den keine gesamtwirtschaftlichen Effekte betrachtet.18

Für Verteilungsanalysen ordnet man die Haushalte übli-
cherweise nach der Höhe ihres Nettoeinkommens, (äqui-
valenz-)gewichtet mit der Anzahl der Personen im Haus-
halt, und teilt sie dann in zehn gleich große Teile (Dezile) 
(Tabelle 1).19 Die Äquivalenzgewichtung berücksichtigt 
dabei, dass Haushalte mit einer unterschiedlichen Zahl 
an Personen auch einen unterschiedlichen Bedarf an 
Ressourcen haben. Das Haushaltsnettoeinkommen wird 
also im Prinzip in ein bedarfsgewichtetes Pro-Kopf-Ein-
kommen umgerechnet. Das ermöglicht einen besseren 
Vergleich des Haushaltsnettoeinkommens eines Ein-Per-
sonen-Haushalts mit dem einer mehrköpfigen Familie.

Familien mit Kindern im Mittel um 700 Euro 
entlastet

Der Unionsvorschlag zur kombinierten Anhebung von 
Kindergeld und Kinderfreibetrag entlastet grundsätz-
lich Haushalte mit Kindern entlang der gesamten Ein-
kommensverteilung, während Haushalte ohne Kinder 
von der Reform unberührt bleiben (Tabelle 2). Im Mittel 

16	 Das STSM ist ein umfassendes Mikrosimulationsmodell zur empirischen 
Wirkungsanalyse von Einkommensteuer, Sozialabgaben und monetären 
Sozialtransfers auf die wirtschaftliche Situation und die Erwerbstätigkeit 
privater Haushalte. Für die Analysen der Reformvarianten zum Einkommen-
steuertarif verwenden wir die aktuelle Welle des SOEP aus dem Jahr 2011 
(Distribution v28). Eine Dokumentation des STSM findet sich in Steiner V., 
Wrohlich, K., Haan, P., Geyer, J. (2008): Documentation of the Tax-Benefit 
Microsimulation Model STSM: Version 2008. DIW Data Documentation Nr. 31, 
Berlin. Das SOEP ist eine repräsentative Längsschnittbefragung von Haushalten 
in Deutschland. Die Erhebung startete im Jahr 1984 und umfasst in der letzten 
verfügbaren Welle (2011) gut 12 000 Haushalte mit knapp 20 000 
Erwachsenen und ihren Kindern. Vgl. Wagner, G.G., Göbel, J., Krause, P., 
Pischner, R., Sieber, I. (2008): Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP): 
Multidisziplinäres Haushaltspanel und Kohortenstudie für Deutschland – Eine 
Einführung (für neue Datennutzer) mit einem Ausblick (für erfahrene 
Anwender). AStA Wirtschafts- und Sozialstatistisches Archiv, Nr. 2, 301–328.

17	 Die Effekte eines Familiensplittings auf das Arbeitsangebot fallen 
grundsätzlich relativ gering aus. Siehe Steiner, V., Wrohlich, K. (2006): 
Familiensplitting begünstigt einkommensstarke Familien, geringe Auswirkun-
gen auf das Arbeitsangebot. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 31/2006. Vgl. 
zu einer Studie, in der allgemeine Anpassungsreaktionen infolge der 
Reformvorhaben der Parteien in Bezug auf den Einkommensteuertarif 
berücksichtigt werden Bach, S., Haan, P., Ochmann, R. (2013): Reformvorschlä-
ge zur Einkommensteuer: Mehr echte und weniger kalte Progression. DIW 
Wochenbericht Nr. 30/2013.

18	 Zu Effekten des Unionsvorschlags auf das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum vgl. Bach, S., Brüggemann-Borck, I., Fichtner, F., van Deuverden, K. 
(2013): Aktuelle Steuerreformvorschläge haben kaum Auswirkungen auf das 
Wirtschaftswachstum. DIW Wochenbericht Nr. 35/2013.

19	 Damit befindet sich in jedem Dezil die gleiche Anzahl an Personen.

te Kind Werte von über 1,0 bei geringen Einkommen 
(unter 35 000 Euro) annehmen kann und bei hohen 
Einkommen nur noch 0,34 beträgt (ab 120 000 Euro). 
Bei mittleren Einkommen (54 700 Euro) liegt er etwa 
bei 0,73 und damit über dem französischen Faktor von 
0,5. Der CDU/CSU-Vorschlag, der als Ausbau des Fami-
lienrealsplittings bezeichnet werden kann, würde die-
sen impliziten Splittingfaktor bei mittlerem Einkom-
men auf 0,88 erhöhen.

Aufkommens- und Verteilungswirkungen 
des Familiensplittings der CDU/CSU

Die Wirkungen des CDU/CSU-Reformvorschlags zur 
Familienbesteuerung auf das Steueraufkommen sowie 
die Einkommensverteilung der Haushalte werden mit 
dem Mikrosimulationsmodell STSM des DIW Berlin auf 
Basis der Mikrodaten des Sozio-oekonomischen Panels 

Tabelle 1

Einkommen nach geltendem Recht1 
In Euro

Äquivalenzgewichtetes2 
Haushaltsnettoeinkommen

Haushaltsnetto-
einkommen

Mittelwert Dezilgrenze Mittelwert

Nur Haushalte mit Kindern:

1. Dezil  9 668  12 040  15 870 

2. Dezil  13 399  14 862  24 324 

3. Dezil  16 192  17 365  29 937 

4. Dezil  18 481  19 466  35 188 

5. Dezil  20 378  21 305  40 077 

6. Dezil  22 508  23 736  44 212 

7. Dezil  25 419  27 103  47 818 

8. Dezil  28 906  31 223  55 479 

9. Dezil  34 456  38 947  64 606 

10. Dezil  53 804 –  94 259 

90.-95. Perzentil  41 854  46 077  76 072 

Top-5-Perzentil  64 310 –  110 248 

Insgesamt  24 370 –  45 123 

Ehepaare mit Kindern  26 815 –  52 438 

Alleinerziehende mit Kindern  18 263 –  26 344 

Unverheiratete Paare mit Kindern  24 488 –  48 482 

Anzahl der Kinder im Haushalt

1 Kind  24 761 –  40 586 

2 Kinder  24 173 –  48 475 

3 Kinder  23 995 –  55 960 

4 und mehr Kinder  19 952 –  55 558

1  Fortschreibung der Einkommen bis 2014.
2  Mit modifizierter OECD-Skala gewichtet.

Quellen: SOEP (Welle 2011, Distribution v28); Berechnungen des DIW Berlin. 

© DIW Berlin 2013

Durch eine Äquivalenzgewichtung der Einkommen rutschen Haushalte mit vielen Personen 
in der Verteilung tendenziell nach unten.
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Höhere Einkommen prozentual weniger 
entlastet und Familien mit vielen Kindern 
relativ mehr

Ab dem siebten Dezil nimmt die Entlastung wieder abso-
lut zu, relativ zum Einkommen jedoch fällt sie weiter ab. 
Die einkommensreichsten Familien mit Kindern (Top-
5-Perzentil) werden um durchschnittlich 841 Euro be-
ziehungsweise 0,8 Prozent ihres Einkommens entlastet.

Mit Ausnahme der unteren beiden Dezile zeigt sich ten-
denziell ein leicht progressiver Effekt des CDU/CSU-Re-
formvorschlags. Die relative Entlastung nimmt grund-
sätzlich entlang der Einkommensverteilung ab. Fami-
lien mit geringeren Einkommen werden also relativ zu 
ihrem Einkommen etwas mehr entlastet als Familien 
mit höheren Einkommen. Für die ärmsten Familien gilt 
dies allerdings nicht.

Weiter zeigt sich, dass Alleinerziehende mit Kindern re-
lativ etwas stärker entlastet werden (2,5 Prozent) als Ehe-

wird eine Familie mit Kindern um rund 700 Euro pro 
Jahr entlastet. Es zeigt sich jedoch, dass die Entlastun-
gen deutlich unterschiedlich ausfallen, je nachdem, wie 
hoch das Haushaltsnettoeinkommen der Familien ist. 

Grundsätzlich nimmt die absolute Entlastung mit stei-
gendem Einkommen zu, wobei es einen Knick in der 
Mitte der Einkommensverteilung gibt. Für Haushal-
te im untersten Einkommensdezil fällt die Entlastung 
absolut am geringsten aus (knapp 300 Euro). Sie steigt 
dann zunächst bis zum mittleren Dezil auf 866 Euro. 
Dort befinden sich Familien, die im Durchschnitt ein 
Nettoeinkommen von gut 40 000 Euro pro Jahr haben. 
Für sie ist in der Regel das Kindergeld günstiger als der 
Kinderfreibetrag. Die Entlastung entspricht für diese 
Haushalte etwa einer 2,2-prozentigen Zunahme ihres 
Nettoeinkommens pro Jahr. Im sechsten Dezil gibt es 
dann einen Knick, und die Entlastungswirkung fällt et-
was ab (738 Euro beziehungsweise 1,7 Prozent). Hier be-
finden sich bereits teilweise Haushalte, für die der Kin-
derfreibetrag günstiger ist als das Kindergeld. 

Tabelle 2

Entlastungen1 der Haushalte mit Kindern durch Reformvorschlag der CDU/CSU2 

Mittelwert in Euro  
pro Jahr

Kosten in Millionen Euro 
pro Jahr

In Prozent des Haushalts-
nettoeinkommens

Anteil der Reformgewinner 
in Prozent

Nur Haushalte mit Kindern:
1. Dezil   298   364 1,87 40
2. Dezil   557   560 2,29 75
3. Dezil   726   725 2,42 88
4. Dezil   756   741 2,15 97
5. Dezil   866   805 2,16 99
6. Dezil   738   700 1,67 100
7. Dezil   742   745 1,55 100
8. Dezil   768   749 1,39 100
9. Dezil   810   813 1,25 100
10. Dezil   841   938 0,89 99
90.-95. Perzentil   818   427 1,08 98
Top-5-Perzentil   861   511 0,78 100

Insgesamt   701  7 140 1,55 89

Ehepaare mit Kindern   721  4 997 1,38 94

Alleinerziehende mit Kindern   667  1 856 2,53 76

Unverheiratete Paare mit Kindern   605   287 1,25 92

Anzahl der Kinder im Haushalt
1 Kind   430  2 303 1,06 88
2 Kinder   879  3 286 1,81 90
3 Kinder  1 318  1 133 2,36 88
4 und mehr Kinder  1 787   419 3,22 83

1  Fortschreibung der Einkommen bis 2014. Äquivalenzgewichtet mit modifizierter OECD-Skala.
2  Erhöhung des Kindergelds um 35 Euro pro Monat und Kind sowie Anhebung des Kinderfreibetrags auf 8 354 Euro pro Jahr, Elternpaar und Kind.

Quellen: SOEP (Welle 2011, Distribution v28); Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Der Unionsvorschlag entlastet Familien mit höheren Einkommen relativ etwas weniger als Familien mit geringen Einkommen und kostet insge-
samt über sieben Milliarden Euro.



DIW Wochenbericht Nr. 36.2013

Familienbesteuerung

10

hen. Absolut betrachtet hätten die einkommensstärks-
ten Familien die größten Zugewinne, relativ betrachtet 
würde die Mittelschicht am meisten gewinnen. Famili-
en in den untersten zwei Dezilen profitieren hingegen 
unterdurchschnittlich, da das Kindergeld auf Sozialleis-
tungen wie das Arbeitslosengeld II angerechnet wird.

Der CDU/CSU-Vorschlag ist mit geschätzten gut sieben 
Milliarden Euro pro Jahr eine relativ teure Maßnahme – 
das ist fast die Hälfte der Gesamtausgaben für die Sub-
ventionierung der Kindertagesbetreuung (16 Milliar-
den Euro pro Jahr) und mehr als die Gesamtausgaben 
für das Elterngeld (4,5 Milliarden Euro pro Jahr).21 An-
gesichts knapper Ressourcen stellt sich die Frage, ob 
Ausgaben von dieser Größenordnung an anderer Stel-
le wirksamer für das Erreichen der familienpolitischen 
Ziele wären. Anhaltspunkte dafür geben Studien der 
Gesamtevaluation ehe- und familienpolitischer Leis-
tungen in Deutschland.22 In Bezug auf das Ziel Verein-
barkeit von Beruf und Familie schneidet dort das Ehegat-
tensplitting schlecht ab. Auch das Kindergeld ist diesbe-
züglich keine effektive Maßnahme.23 Eine Ausweitung 
des Kindergeldes und eine Beibehaltung des Ehegat-
tensplittings in seiner aktuellen Form sind demzufol-
ge nicht zu empfehlen.

Die Gesamtevaluation kommt des Weiteren zu dem Er-
gebnis, dass die öffentliche Subventionierung in qua-
litativ hochwertige Kindertagesbetreuung mehrere fa-
milienpolitische Ziele gleichzeitig verfolgen kann: die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, eine gute Entwick-
lung von Kindern und die Armutsvermeidung von Fa-
milien.24 Wie weitere Untersuchungen zeigen,25 sind 
jedoch verstärkt Investitionen in die Qualität von Kin-
derbetreuungseinrichtungen erforderlich, um die ge-

21	 Siehe Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2012): 
Bestandsaufnahme der familienbezogenen Leistungen und Maßnahmen des 
Staates im Jahr 2010.

22	 Siehe Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2013): 
Politischer Bericht zur Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen 
Leistungen.

23	 Siehe Müller, K.-U., Spieß, K., Tsiasioti, C., Wrohlich, K., Bügelmayer, E., 
Haywood, L., Peter, F., Ringmann, M., Witzke, S. (2013): Evaluationsmodul: 
Förderung und Wohlergehen von Kindern. Studie im Auftrag der Geschäftsstel-
le für die Gesamtevaluation ehe- und familienbezogener Maßnahmen und 
Leistungen in Deutschland, Prognos AG, für das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium der Finanzen, DIW 
Politikberatung kompakt Nr. 73, Berlin; sowie Zentrum für Europäische 
Wirtschaftsforschung und Forschungszentrum Familienbewusste Personalpolitik 
(2013): Evaluation zentraler ehe- und familienbezogener Leistungen in 
Deutschland. Gutachten für die Prognos AG.

24	 Vgl. auch Müller, K.-U., Spieß, K., Wrohlich, K. (2013): Rechtsanspruch auf 
Kitaplatz ab zweitem Lebensjahr: Erwerbsbeteiligung von Müttern wird steigen 
und Kinder können in ihrer Entwicklung profitieren. DIW Wochenbericht 
Nr. 32/2013.

25	 Siehe dazu Tietze, W., Becker-Stoll, F., Bensel, J., Eckhardt, A.,  
Haug-Schnabel, G., Kalicki, B., Keller, H., Leyendecker, B. (2013): NUBBEK –  
Nationale Untersuchung zur Bildung, Betreuung und Erziehung in der frühen 
Kindheit – Fragestellungen und Ergebnisse im Überblick. Broschüre abrufbar 
unter www.nubbek.de.

paare mit Kindern (1,4 Prozent) beziehungsweise un-
verheiratete Paare mit Kindern (1,3 Prozent). Darüber 
hinaus steigt die relative Entlastungswirkung mit der 
Zahl der Kinder im Haushalt. Während Familien mit 
einem Kind nur mit 1,1 Prozent ihres Einkommens ent-
lastet werden, haben Familien mit vier und mehr Kin-
dern beim CDU-Vorschlag 3,2 Prozent mehr Einkom-
men als im geltenden Recht.

Empfänger von Sozialtransfers profitieren 
überhaupt nicht

Obwohl die CDU bei ihrem Reformvorhaben explizit 
auch die Familien mit mittleren und niedrigen Einkom-
men durch eine kräftige Erhöhung des Kindergelds för-
dern will, profitieren Familien in den unteren Einkom-
mensdezilen am wenigsten von der Reform. Während 
annährend alle Familien mit Kindern ab dem vierten 
Dezil durch die Reform gewinnen, also entlastet wer-
den, befinden sich in den unteren Dezilen viele Fami-
lien mit Kindern, die nicht entlastet werden. Das gilt 
insbesondere für das erste Dezil, in dem mehr als die 
Hälfte der Familien (60 Prozent) durch die Reform 
überhaupt nicht entlastet wird. Dabei handelt es sich 
um Familien, die Transferleistungen, wie Arbeitslo-
sengeld II, Grundsicherung im Alter beziehungsweise 
für Erwerbsunfähige oder Wohngeld beziehen, auf de-
ren Höhe das Kindergeld angerechnet wird. Erhöhun-
gen des Kindergelds werden diesen Familien also direkt 
wieder weggenommen.20

Insgesamt fiskalische Kosten von 
über sieben Milliarden Euro

Hochgerechnet auf die Bevölkerung der Familien mit 
Kindern ist bei dem CDU/CSU-Vorschlag mit aggre-
gierten Entlastungen in Höhe von gut sieben Milliar-
den Euro pro Jahr zu rechnen. Die fiskalischen Kosten 
fallen also beachtlich aus. Damit würden die Ausgaben 
für Kindergeld und Kinderfreibetrag, die derzeit bereits 
rund 40 Milliarden Euro pro Jahr betragen, um knapp 
18 Prozent ansteigen.

Fazit

Die CDU/CSU schlägt in ihrem aktuellen Wahlpro-
gramm vor, das Kindergeld und den Kinderfreibe-
trag deutlich zu erhöhen. Dieser als Familienrealsplit-
ting-Komponente bezeichnete Reformvorschlag würde 
das Einkommen von Familien im Durchschnitt um gut 
700 Euro beziehungsweise 1,6 Prozent pro Jahr erhö-

20	 Einige dieser Familien rutschen durch die Äquivalenzgewichtung in 
mittlere oder auch höhere Dezile der Einkommensverteilung, obwohl sie 
Sozialtransfers beziehen, da sie relativ zu anderen Familien mit Kindern weniger 
Haushaltsmitglieder haben.
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wünschten positiven Effekte der Kindertagesbetreuung 
erzielen zu können. Eine Ausweitung der Ausgaben im 

Abstract: As part of their election manifesto, under the head-
ing “family income splitting”, the German Christian Demo-
cratic Union/Christian Social Union of Bavaria (CDU/CSU) 
has proposed increasing child benefits by 35 euros per 
month and raising the tax-free allowance for dependent 
children to the same level as the basic personal tax exemp-
tion for adults. According to calculations by DIW Berlin, 
if this proposal were to be implemented, families with 
children would be around 700 euros a year better off, on 
average. The higher the family’s income, the more tax relief 
they would receive. Families in the lowest income decile 
only stand to gain an average of just under 300 euros per 
year, while those in the upper decile will be approximately 
840 euros per year better off. Consequently, tax relief for 
low-income families is below average and yet, the total cost 
of the reform is more than seven billion euros per annum. 

In the context of family taxation, the French family income 
splitting system is frequently cited as a model. The present 

study outlines the German family allowance system and also 
the reform proposed by the CDU/CSU as examples of “real” 
family income splitting (Familienrealsplitting) and compares 
them, in terms of their structure and impact, with the French 
system of “notional” family income splitting (tarifliches 
Familiensplitting). The analysis reveals that the current 
German model is already, to a great extent, more gener-
ous than the French one. Should they be implemented, the 
CDU/CSU plans would further increase the financial benefits 
already provided to German families under the current system.

However, it is generally the case that all income splitting 
models have the serious disadvantage of undermining the 
important family policy goal of enabling a reconciliation 
of work and family life. Given the high fiscal costs of the 
CDU/CSU proposal, serious consideration should be given 
to investing the additional funds in other family policy 
measures that do not present conflicts of interest, such as 
expanding high-quality child care options, for example.
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JEL: H24, D31, H26
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Bereich der Familienpolitik sollte daher stärker auf qua-
litativ hochwertige Kinderbetreuung abzielen.
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